
„DieunerhörtenTrei-
bereien desRubach"
EinBeitragzum Verhalten
desArbeiterratesin Wen-
torf

Wolfgang BlandowDer Vorfall,vondemhierberichtet werden soll,ereignete sich
im Februar 1919. Der Schauplatz der Handlung ist die Ge-
meinde Wentorf, ein Ort im südlichen Teil des Herzogtums
Lauenburg, unmittelbar an der Grenze zu Hamburg-Berge-
dorf.DieGemeindehattezu jenerZeit etwa1500Einwohner.
Sie bestand aus dem alten Dorf mit überwiegend bäuerlichen
Betrieben und aus der im Billetal gelegenen Villenkolonie
Neu-Wentorf, in der sich vor allem wohlhabende Bürger aus
dem nahegelegenen Hamburg angesiedelt hatten. Am Rand
des altenDorfes waren außerdem einige Straßenzüge mit Ar-
beiterwohnungen entstanden, derenBewohner in ihrerMehr-
zahlin den IndustriebetriebeninBergedorfBeschäftigung fan-
den.

Der überwiegend bäuerlichen und bürgerlichen Bevölke-
rungsstruktur des Ortes entsprach die politische Orientierung
seiner Bewohner, die vor 1914 in ihrer Mehrheit konservativ
oder liberal gewählt hatten. Der Gemeindevertretung gehör-
ten deshalb zur Zeit des Dreiklassenwahlrechts nur Vertreter
bürgerlicher Parteien an. Den Sozialdemokraten war es im
Jahre 1904 gelungen, eine eigene örtlicheOrganisation zu bil-
den,politischeErfolge bei denGemeindevertreterwahlenblie-
ben ihnen aber versagt.Beider Spaltung der SPD imFrühjahr
1917verblieb derOrtsvereinbeidenMehrheitssozialdemokra-
ten.DieInitiative zur Bildung eines Arbeiterrates im Novem-
ber 1918 ging ausschließlich von der örtlichenParteiorganisa-
tion aus. Anderegesellschaftliche Kräfte, die ein Interesse an
derBildungeinesArbeiterrateshättenhabenkönnen,gab esin
Wentorfnicht.

VonderBildung eines ArbeiterratesinWentorf erfahren wir
zuerst aus einem Schreiben des Gemeindevorstehers an den

Blick auf die VillenkolonieNeu-Wen-
torfinden20erJahren.Indiesemland-
schaftlich reizvollenGebiethattensich
um die Jahrhundertwende überwie-
gend wohlhabende Hamburger Kauf-
leute angesiedelt. Ein Grund dafür
dürfte die günstige Verkehrslage des
Gebietesdurch die NähedesReinbeker
Bahnhofs gewesen sein. Am oberen
Bildrandbtdie Bille zuerkennen.
Die von den Haussuchungen des Ar-
beiterratesimFebruar1919betroffenen
Vitlenbesitzerlebten alle in diesem Ge-
biet

- siehe Anmerkung 3. Der Ob-
manndesArbeiterrates Rübach wohnte
ebenfalb in diesem Viertel. (Foto:H.
E. Krause, Wentorf)
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Landrat inRatzeburg vom 29.11.1918.'Der Gemeindevorste-
her fragt an,ob3 Arbeitervertreter, wie vonder Gemeindever-
tretung beschlossen, bei den Sitzungen der Gemeindevertre-
tungmit beraten undmit abstimmen dürfen. Ohne Druck von
Seitendes zudiesem Zeitpunkt bereits bestehendenArbeiter-
rates wird dieser Beschluß allerdings nicht gefaßt wordensein,
denn der Gemeindevorsteher vergißt nicht, hinzuzuzfügen,
daß dieses nach seiner Meinung aufgrund der noch geltenden
preußischen Landgemeindeordnung nicht der Fallsei. Indem
Antwortschreiben des Landrats heißt es dann allerdings, daß
die Arbeitervertreter bei den Sitzungen der Gemeindevertre-
tung wohl zügegen sein dürfen, aber nicht die Berechtigung
haben,an den Abstimmungen teilzunehmen.

Der nächste Hinweis auf die Tätigkeit des Arbeiterrates ist
einer Pressenotiz in der sozialdemokratischen Tageszeitung
„Hamburger Echo" vom 24. 12.1918 zu entnehmen.Inihr ist
zulesen,daß der Arbeiterrat aufeinerMitgliederversammlung
des sozialdemokratischen Vereins am 20. 12. 1918 beantragt
hat,die Zahl seiner Mitglieder aufsieben zuerhöhen,um den
bevorstehenden Arbeiten besser gewachsen zu sein. Gewählt
werden als Obmann Hans Rübach, als Schriftführer Heinrich
Rieck, als Kassierer AdolfBudziszewski und als weitere Mit-
glieder August Bruhns,Heinrich Guthardt,Otto Riegel und
FranzFrancke.2

Doch zurück zuden Geschehnissen im Februar1919. Auch
inWentorf leidetindiesemersten Nachkriegswintereingroßer
Teil der Bewohner an Brennstoffmangel und Lebensmittel-
knappheit.Besondersbetroffen sinddieArbeiterfamilienohne
Grundbesitzund Vermögen.DieSozialdemokraten vermuten,
daß dieBauernunddie von ihnenalsKriegsgewinnler angese-
henenKaufleute inNeu-Wentorf größere Mengen an Lebens-
mittelnhortenundsiederallgemeinen Verteilungan dienotlei-
dendeBevölkerungentziehen.Am3. 2.1919führt deshalbder
Arbeiterrat bei den Bauernund einigen wohlhabenden Bür-
gernHaussuchungen durch,umnachgehamsterten Lebensmit-
teln zu suchen. Und als dann wenige Tage später, am 11. 2.
1919, der Obmann des Arbeiterrates dem Gemeindevorsteher
verbietet, vom „Gemeinnützigen Verein Wentorf/Reinbek"
beantragte und bereits auf die Tagesordnung der Gemeinde-
vertretung gesetzteBesprechungspunkte zu verhandeln, zeigt
sichder bürgerliche Teilder Bevölkerungempört.3

Über die Haussuchungen und die Art und Weise, wie diese
von einigen der Betroffenen wahrgenommen wurden, geben
die beiden nachfolgend zitierten Beschwerden des in Neu-
Wentorf ansässigen Privatiers John Prigge und des ebenfalls
dort wohnendenFabrikdirektors Wilhelm Alfeis Auskunft.4

1LAS 320/Rz Nr.582: Schreiben des
GemeindevorstehersAhrendtan den
Landrat in Ratzeburg/St.Georgsberg.
2 Vorher dürfte der Arbeiterrat nur
aus3Personenbestandenhaben,näm-
lich aus den in die Gemeindevertre-
tung delegierten Arbeitervertretern
Bruhns, Guthardt undFrancke.
3 Nach einem Bericht des Gendarme-
riewachtmeistersDrews anden Land-
rat in Ratzeburg/St. Georgsbergv. 7.
2. 1919 wurdenbei folgendenEinwoh-
nern Wentorfs Haussuchungen und
Beschlagnahmen von Lebensmitteln
vorgenommen-LAS320/RzNr.582:
a)BeidenLandwirten:Lindemann, v.
Have,Steffens, Niemann, Schmidt, v.
d.Heide,Hölting,Klühn, Groß.
b) Bei den Villenbesitzern:Kaufmann
Raben, Architekt Reinhardt, Proku-
ristStolte,KaufmannKiehn,Direktor
Alfeis, Kaufmann Peters, Privatier
Prigge
Bei dem „Gemeinnützigen Verein
Wentorf/Reinbek" handelte es sich
umeinen Zusammenschlußder inden
beiden Orten bestehenden bürgerli-
chen Parteien. Erklärtes Ziel dieses
Vereins war es, bei den Wahlen im
Frühjahr 1919 sozialdemokratische
Mehrheiten in Wentorf undReinbek
zu verhindern. Vorsitzender war im
Frühjahr 1919der Fabrikbesitzer Wil-
helm Alfeis.
4 LAS 320/Rz Nr.582: Schreiben des
JohnPrigge aus Wentorf v. 5. 2. 1919
unddes Wilhelm Alfeisv.4. 2. 1919an
dasLandratsamtinRatzeburg/St.Ge-
orgsberg.
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JohnPrigge Wentorf-Reinbeck, 5. Februar1919
Fernsprecher
1109 Amt Bergedorf

Hierdurch erlaube ich mir daß Königliche Landratsamt fol-
gendes zu unterbreiten, am Montag den3. Februar Morgens10
Uhrbis IVA Uhr sind!Soldatensowie2 Arbeiteraus Wentorfin
meinemHause gekommenmit dem Bemerken, sie kämen vom
Arbeiter- und Soldatenrat aus Ratzeburg und hätten Order, in
meinem Hause alles durchzusuchen, dann wurde ein Soldat
beauftragt mit der Bewachung des Telefons, damit keiner ans
Apparat gehendurfte,sodannsinddiebeiden Arbeitersowieein
SoldatbeidieHaussuchung gegangen undhabenjedes Zimmer,
jeder kleine Winkel undRaum, Keller, Küche etc. aufs gründ-
lichste untersucht, auf die Frage, was die Herren überhaupt
suchten, wurde nur gesagt, das werde ich später erfahren. So-
dann sind sämmtliche Bodenräumlichkeiten, Kisten, Kasten,
Töpfe,Körbe,alles wurde ausgepackt undgeöffnet, jedeskleine
Paket und wenn es nurein Gewicht vonca ViPfund war, mußte
geöffnet werden. Sehr frech und rabiat hat sich besonders der
Arbeiter Adolf Budziszewsky benommen, der ein Stückchen
Wurst vonca. 'APfundund3 Stückchen Speck im Gewicht von
zusammen ca 6'A Pfund lange Zeit in seineHände nahm, und
Aufklärung verlangte, wo ichselbiges herhatte, ebenfalls mußte
ich Auskunft erteilen über 3 PfundMehlundHaferflocken. So
finde ich esals eineAnmaßung undVergewaltigung vonSeitens
des Arbeiterrates, welches von einem Herrn namens Rübach
ausgeht, der erklärt, daß nur „Er" die volle Polizeigewalt in
Wentorf hat und weder Amtsvorsteher noch Landrat Ihm Be-
fehle erteilen dürfen, undganz nachBelieben undzu jeder Zeit
Haussuchungen unternehmenkannbei wemer will, daderselbe
die Vollmacht vonSchleswiginHändenhat, daß er alsObmann
des Arbeiter Rats dazu befugt ist, ichmöchte nebenbei erwäh-
nen, daß in meinem Hause3-4 PfundHaferflocken undMehl,
TA Stück Wurst Gewicht 9 Pfund sowie 6'A Pfund Speck alles
aus meiner eigenen Schlachtung sowie 100Eier beschlagnahmt
sind,mitdem BemerkenundDrohung, diese Gegenständenicht
anzurühren bis mir Order erteilt wird, vom Arbeiter Rath was
damit geschehen soll. Ichmöchtenun freundlichst das Königli-
che Landratsamt ersuchen, mir umgehend mitteilen zu wollen
wie ich mich zu verhalten habe, wenn die Herren Arbeiter und
Soldaten kommen sollten um selbiges beimir abzuholen,oder
wenn dieselben mir überhaupt nur in absehbarer Zeit keine
Nachricht zukommen lassen.

Ich möchtenichtunerwähnt lassen, daß derArbeiter Budzis-
zewsky erstseit Oktober 1918 verheiratetist undseit derZeit in
Wentorfansässig ist, meines (Wissens) ist derMannpolnischer
Abstammung und vor nichts zurückschreckt, noch mehr zur
Auskundschaftung und ausspionieren sind, wo eventuellnicht
allein Lebensmittel, sondern sämtliche Silber und Werthsachen
sichbefinden, falls die Zeit kommen sollte wo Raub und Mord
auf der Tagesordnung steht, um baldige gefl. Antwort wird
gebeten mit aller Hochachtung

Ergebenst John Prigge
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Wilhelm AIfeis Wentorf, den4.Februar1919
Fabrikdirektor PostReinbeck

Titl.Landratsamt
Ratzeburg

Hierdurch führe ich Beschwerde über das Gebühren des
Kaufmanns HansRübach, Wentorf, und stelle Antragauf Ver-
folgung undBestrafung wegenunberechtigter Anmaßung einer
Dienstgewalt, wegenBedrohung und wegenHausfriedensbruch
bzw. Anstiftung zum Hausfriedensbruch.

Rübach hatals Vorsitzender des Arbeiterrats inWentorfam3.
Februar in einer großen Anzahl von Privathausständen, u. a.
auch bei mir, Haussuchungen vornehmen lassen, wozu er kei-
neswegsberechtigt ist. Rübach hat sich vom Leiterdermilitäri-
schen Gemeindewache,HerrnSingelmann,einegrößereAnzahl
von Leuten zur Verfügung stellen lassen. Er hat Singelmann
(Beweisdessen Zeugnis) lediglich durchdieAngabe dazu veran-
laßt, daß er angegeben hat, er, Rübach, übe kraft einer ihm
direkt von der Regierung in Schleswig ausgestellten Vollmacht
diehöchstePolizeigewalt in Wentorf aus, under verlange, daß
ihm die Wachmannschaften zur Verfügung gestellt würden. Es
handeltsich dabeium Wachmannschaften, welche vonder Ge-
meinde gestellt und lediglich aus der Gemeindekasse bezahlt
werdenzudem einzigen Zweck, um durchPatrouillengehen die
Ortsansässigen vorDiebstählenundräuberischenÜberfällen zu
schützen. Schon deshalb kam also die Heranziehung von sol-
chen Wachmannschaften für den Zweck garnicht in Betracht.
Aber auch im übrigen erscheint das Vorgehen Rübachs durch-
aus unzulässig. Rübach hat denLeuteneinenZettelmitgegeben,
den er unterzeichnethat und indem erwähnt war, daß er Haus-
suchungen anordnet. Rübach selbsthat an denHaussuchungen
persönlichnicht teilgenommen, was, auch wenn ereine wirklich
gültige Vollmacht von Haussuchungen besessen haben würde,
ebenfalls unzulässig sein würde, da es nicht angängig ist, daß
jemand, dem eine Vollmacht zur Vornahme vonHaussuchun-
gen erteilt ist, diese auf eine beliebige AnzahlandererPersonen
überträgt. Indem vorliegenden Fallbestreite ichaber, daß Rü-
bach überhaupt eine Vollmacht zur Vornahme von Haussu-
chungengehabthat,da imAmtsblatt ausdrücklich veröffentlicht
ist, daß Haussuchungen nur unter Hinzuziehung der Ortspoli-
zeibehörde vorgenommen werden dürfen.

Rübach hat also auch inmeine Wohnung Leuteentsandt, die
mit Gewehrerschienen, währendmeiner Abwesenheitenergisch
Einlaß begehrten undmeiner Frauerklärten, daß sieihnendas
ganze Haus zu zeigen hätte. Außerdem wurde meine Frau ge-
waltsam gehindert zu telephonieren, dieLeute setzten vielmehr
einen Posten vor das Telephon und verhinderten telephonische
Benachrichtigung einerBehörde,ebenso telephonische Benach-
richtigung an mich. Auch ein derartiges Verhalten ist nicht nur
unzulässig, sondern es ist Bedrohung und Entziehung derper-
sönlichenFreiheit. Ichverlange dieserhalbganz energische Be-
strafung Rubach's, da dieser den Leuten diesen Auftrag erteilt
hat. Derselbe Vorfallmit dem Telephon hat sich nicht nur bei
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mir, sondern auchbei meinem Nachbarn,Herrn Prigge, abge-
spielt, dem man ebenfalls sofort erklärt hat, sein Telephon sei
gesperrt, indem maneinenPosten davor stellte.

Nachdem 4 Personen ca. VAStundenmeinHaus durchsucht
haben, haben dieselbensich wieder entfernt. Die geringfügigen
Vorräte, diesie entdeckthaben,sindaufdurchauslegalem Wege
in meinen Besitz gelangt, siesindmir von meinem Bruder und
meinen Freundenaus Rumänien undaus dem besetztenGebiet
im Osten im vorigenJahre zugesandt worden.

Alsbezeichnenderwähne ichnoch,daß dieLeute wiederholt
meineFrau angegangensind, wo denndie Säckemit Lebensmit-
telnseien, vondenenihnengesagtsei, daß siebeimirvorhanden
seien. Also muß Rübach auch in dieser Beziehung die Leute
scharf gemacht haben, und ich bitte, das Gesamtergebnis aller
vorgenommenen Haussuchungenzuprüfen, und eswirddanach
ohne weiteres festgestellt werden, daß vongroßen Vorräten kei-
nesfalls die Rede sein kann. Rübach war dieses auch genau
bekannt, es handelt sich bei dem Vorgehen Rubach's lediglich
umpersönliche Racheakte, da er höchstaufgebracht darüber
war, daß seine Sozialdemokratische Partei, deren Vorsitzender
er ist, beiden stattgehabten Wahlen nicht dieMajorität erlangt
hat.Erhatdiesbezüglich mirgegenüber bereits mitseiner Unzu-
friedenheit nichtzurückgehalten undhervorgehoben, daß er das
Ergebnis auf die energische und zielbewußte Propaganda der
Bürgerlichen Wahlausschußmitglieder, zudenen inersterLinie
ich gehöre,zurückführen müsse.

Im übrigen bemerke ich zur Kennzeichnung Rubach's, daß
dieser, der inmeinernächstenNähe wohnt, vormehralsJahres-
frist zumirkamundmirsagte,daß es ihmpekuniärsehrschlecht
gehe, daß er Schulden über Schulden habe, daß er in seiner
Eigenschaftals Beamtenstellvertreter im Kriegsministerium nur
sehr wenig verdiene, daß ernicht einnochaus wisse, unddaß er
deshalb mich dringend bitte, doch aus freundnachbarlichem
Gefühl heraus für ihn ein Übriges zu tun, ihn für meinen Ge-
schäftsbetrieb zu reklamieren und ihn interimistisch während
desKrieges anzustellen.DaRübach sehrdringendundinständig
batund einige Zeitdaraufauch seineFraumich wiederholt bat,
für ihren Mann etwas zu tun, Rübach mir auch schriftlich von
Berlin aus seine traurige Lage immer wieder hervorhob, so
reklamierteichihnerfolgreich, stellteihnmit einemJahresgehalt
von M 6000,- in meinem Betriebe zunächst in München und
dann,als ersich dort nichtbewährte, inBreslauan. Es geschah
dieses lediglich aus reinem Menschlichkeitsgefühl. Anfang De-
zember vorigenJahresschiedRübach aus meinenDiensten aus,
weil er sich der Tätigkeit in seinerSozialdemokratischen Partei
annehmen wollte. Ich zahlte ihm dann freiwillig trotz seines
früheren Austritts das Gehaltfür denganzen MonatDezember.
WiebeidieserSachlage dasgehässige undhinterlistige Vorgehen
Rubach's zu werten ist,bedarf keiner weiteren Erörterung.

Nicht unerwähntlasse ichendlich,daß dieFraudesp.Rübach
sich wiederholt damit gerühmt hat. daß sie fortgesetzt große
Quantitäten Lebensmittelhamstere. Siehat (Beweis Zeugnis der
Frau Hamann, Wentorf) u.a. erzählt, daß sie erst vor einiger
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Zeit 80 Pfund Weizen gehamstert habe. Rübach selbst hatmir
wiederholtgesagt, daß seineFrauallwöchentlichin die Gegend
von Müssen/ Buchen fahre und von dort Hunderte von Eiern,
Butter, Speck undähnlicheSachen mitbringe. Ebenso hatsich
Rübach mir gegenüber stets damit gerühmt, daß er noch nie-
mals, wenn er unterwegs sei, Lebensmittelkarten gebraucht
habe,sondern daß es ihmstetsgelinge, sichallesunterderHand
zubeschaffen. Aus Vorstehendemgeht hervor, daß gerade Rü-
bachdiedenkbarungeeignetste Persönlichkeitdafür seindürfte,
um sachgemäß vorzugehen, und daß vor allen Dingen festge-
stellt werden müßte, obund welche VorräteRübach hat undob
dieser nicht etwa gerade einen Handel mit derartigen Sachen
betreibt.

Indemich zum Schlüsse nochmals ergebenst bitte, gegen Rü-
bach energisch vorzugehen undgleichzeitig erwähne, daß auf
einer gestern,am3. er.,abgehaltenen, von72Personenbesuch-
ten Versammlung des Gemeinnützigen Vereins das Verhalten
Rübachs mit allgemeinerEmpörungaufgenommen wurde, und
daß alleAnwesenden, unter denen sich auch eineAnzahlAnge-
hörigerder Sozialdemokratischen Partei, u. a. auch der Leiter
des Wachkommandos, Herr Singelmann, befanden, energisch
dafür gestimmt haben,daß abseilenderBehördenunverzüglich
die erforderlichen Schritte getan werden müßten, um dieuner-
hörtenTreibereiendesRübach, dersich allseitiger Unbeliebtheit
erfreut, unmöglichzumachen, zeichneich

Hochachtungsvoll
Wilhelm Alfeis

Der bereits erwähnte Eingriff indie Verhandlungen der Ge-
meindevertretung war auch für den Gemeindevorsteher An-
laß, sich beim Landrat über das Vorgehen des Arbeiterrates
und besonders seines Obmanns Rübach zu beschweren. Vor
allem aber baterum Auskunft darüber, ob derörtlicheArbei-
terrat über Polizeigewalt verfügt undober berechtigt ist,obrig-
keitliche Funktionen auch nach der in Kürze stattfindenden
Neuwahlder Gemeindevertretung auszuüben. 5

Vondem Landrat war aufgrund dervorliegenden Beschwer-
denzu prüfen, ob der Arbeiterrat in Wentorf rechtmäßig ge-
handelt hatte.Dieses wurde von ihmunter Hinweis aufdie im
Amtsblatt der Regierung von Schleswig-Holstein für das Jahr
1918 unter denNrn. 967 und 968 veröffentlichtenRichtlinien
über die „OrganisationderArbeiter- undSoldatenräteinSchles-
wig-Holstein" undüber „Beschlagnahmen durch Arbeiter- und
Soldatenräte" ohne weitereBegründung verneint.6

Eine differenziertere Stellungnahme gab der dem Landrat
beigeordnete Vertreter des auf Kreisebene gebildeten Arbei-
ter-undSoldatenrates,Barth,ineinemSchreiben andenLand-
rat zuden Vorgängen in Wentorf ab.7Er führte u. a. aus,daß
der Arbeiterrat Wentorf nach den einschlägigen Bestimmun-
gen gewählt worden sei und ihm deshalb auch rechtmäßig
bestehenden Arbeiterräten zugesprochene Rechte zuständen.
Zu diesen gehöre es auch, für die Aufrechterhaltung der Si-
cherheit und Ordnung zusorgen, was den Begriff „Polizeige-

5 LAS 320/Rz Nr.582: Schreiben des
stellvertr. Gemeindevorstehers Höltig
an den Landrat in Ratzeburg/St.Ge-
orgsberg v. 13. 2. 1919.
6LAS 320/RzNr.548- Diepolitische
Umgestaltung im Kreis, Blatt 27,
Vfgn. Nr.967 und968 aus dem Amts-
blatt des Regierungspräsidenten von
Schleswig-Holsteinfür das Jahr 1918.
7 LAS/RzNr.582: Schreibendes Bei-
geordneten Barth an den Landrat
Mathis v. 28. 2. 1919.
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walt" insich berge.Essei auch Aufgabe der Arbeiterräte, die
Sicherung einer gerechten Lebensmittelverteilung zuüberneh-
men. Streitfragesei lediglich,ob der Arbeiterrat beidenHaus-
suchungen die ihm gezogenen Grenzen überschritten habe.
Letzeresmüsse vonihmbejaht werden, weildie Sicherheitswa-
che von Wentorf nicht als ein „Polizeiorgan" im Sinne der
„Richtlinien über Beschlagnahmen durch Arbeiter- und Solda-
tenräte" angesehen werden könne.Begleiterscheinungen wie
die Sperrung der Telefone ließen sich bei solchen Aktionen
aber leider nicht immer vermeiden.

Zu den weiteren Beschwerden des Gemeindevorstehers
räumte der Beigeordnete ein,daß der Arbeiterrat nicht unbe-
dingt richtig gehandelt habe, als er die Behandlung von 3
Tagesordnungspunkten der Gemeindevertretersitzung verhin-
derte. Ein Vetorecht stehe dem Arbeiterrat nur bei der Be-
schlußfassung über einzelne Punkte der Tagesordnung zu. Zu
der Frage, ob der Arbeiterrat nach Zusammentritt der neu
gewählten Gemeindevertretung noch irgendwelche Funktio-

Flugblatt der (M)SPD zu den ersten
WahlenderRepublik1919, das inden

preußbchen Gemeinden, zu denen
auch Wentorfgehörte,verteiltwurde.
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nen ausübe, könneer sich nicht äußern, weil entsprechende
Richtliniennoch nicht vorlägen.

Schließlich teilte der Beigeordnete dem Landrat noch mit,
daß die Arbeiterräte im Kreisgebiet inzwischen eingehende
Instruktionen über die von ihnenzubeachtendengesetzlichen
Bestimmungen erhalten hätten.

Für denKreisarbeiterrat und wohlauchfür denLandrat war
die Angelegenheit damit erledigt. Hinweise darauf, daß der
Streit forgeführt wurde, sind jedenfalls nicht vorhanden. Der
Arbeiterrat Wentorf ist inder folgenden Zeit auch nicht mehr
öffentlich in Erscheinung getreten. Dieses ist auch damit zu
erklären,daß am 2. März 1919dieneue Gemeindevertretung
gewählt wurde,derdannauch3Vertreter desArbeiterrates als
Mitglieder der sozialdemokratischenFraktion angehörten.

Zu beantworten bleibt noch, was den Wentorfer Arbeiter-
rat, der in denersten Monaten seinesBestehens kaum inEr-
scheinung getreten war, zuseinen Aktionenim Februar 1919
veranlaßt hatte. Ausschlaggebend dürfte die Enttäuschung
über das Abschneiden der Wentorfer Sozialdemokraten bei
den vorangegangenen Wahlen zum Reichstag am 19. 1. 1919
und zumpreußischen Landtagam26.1.1919gewesensein,bei
denen es der SPD trotz eines beachtlichen Stimmanteils nicht
gelungen war, die bürgerlichen Parteien auf den 2. Platz zu
verweisen.8 Der Arbeiterrat wollte im Ort unter Beweis stel-
len, daß die Arbeiterschaft noch Macht besaß, in der Hoff-
nung,dadurchbeidenbevorstehendenWahlen zur Gemeinde-
vertretungeine Mehrheit für die SPD zu erreichen.9

Zur Kennzeichnung der Person des Fabrikdirektors Alfeis
sei noch angemerkt, daß dieser einige Wochen nach den ge-
schildertenEreignissen versuchte,den Spieß herumzudrehen,
indem er nun seinerseits den ihm besonders unsympathischen
HansRübach zur Anzeige brachte. Mit Schreiben vom 22. 3.
1919 beantragte er beim Kreiswirtschaftsbüro in Ratzeburg,
Haussuchungen bei Rübach vorzunehmen, weildieser fortge-
setzt Lebensmittel im Schleichhandel erwerbe und seine Frau
ständig indie Gegend vonBuchen fahre,umdortEier,Butter,
Mehl und Weizen zuhamstern.

Zu vermuten ist, daß diese Behauptungen über das Verhal-
ten des SozialdemokratenRübach indenBereichdesböswilli-
gen Klatsches zu verweisen sind, denn die aufden Antraghin
bei ihm vorgenommene Haussuchung blieb nach Angaben des
Gendarmeriewachtmeisters Drews ohneErgebnis.10

Daß Alfeismit seiner Anzeige abgewartet hatte,bisKlarheit
über die Mehrheitsverhältnisse im neuen Gemeinderat be-
stand, kann ebenfalls nur vermutet werden, ist aber wahr-
scheinlich.

Diegeschilderten Ereignisse sinduntypisch für die Aktionen
der Arbeiterräte in den ländlich strukturierten Gebieten des
KreisesHzgtm.Lauenburg undsicher imwesentlichenaufden
persönlichenEinfluß des Obmanns Rübach zurückzuführen.
Der Mut, sich gegen die alten Mächte des Obrigkeitsstaates
aufzulehnen, ist nur selten zu erkennen. In der Regel be-
schränkte sich die Tätigkeit der Räte im Kreisgebiet auf die

8Die Wahlen zumReichstagam 19.1.
1919 und zum preußischen Landtag
am 26. 1. 1919 hatten in Wentorf fol-
gende Ergebnisse: a) Reichstagswahl:
SPD:387,DDP:187, DNVP:76, Zen-
trum:9,DVP:174.
b) Wahl zum preußischen Landtag:
SPD:379,DDP: 197,DNVP:99, Zen-
trum:9, DVP:128.
9Bei den Wahlen zur Gemeindever-
tretung am 2. 3. 1919 erreichte die
SPD 382 Stimmenunddamit 4 von9
Sitzenin derGemeindevertretung.
10 LAS 3027Rz Nr.582.
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Mitwirkungbeider LösungaktuellerProbleme inden Gemein-
devertretungen. Die teils vage formulierten Zuständigkeiten
und die nur inForm vonRichtlinienvorliegenden Anweisun-
gen für die Räte machten es ihren bürgerlichen Kritikern im-
mer wieder leicht, auf ihre mangelnde Legalität hinzuweisen
unddiehäufigpolitisch weniggeschultenMitgliederder Arbei-
terrätezuverunsichern.AuchhierinistsicherlicheinGrund für
dierelativrascheund widerstandsloseAuflösungder Arbeiter-
räte vor allem in denländlichen Gebietenzusehen.
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